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EUROPÄISCHER GEWERKSCHAFTSDIALOG

RAHMENBEDINGUNGEN

DAS SYSTEM DER ARBEITSBEZIEHUNGEN

Die Bundesrepublik Deutschland ist durch ein duales 
System der Arbeitsbeziehungen gekennzeichnet: auf 
der betrieblichen Ebene fungieren die Betriebsräte als 
Interessenvertretungsorgane der Beschäftigten; die 
Gewerkschaften übernehmen die überbetriebliche In-
teressenvertretung und wirken in Tarifverhandlungen 
mit den Unternehmen und Arbeitgeberverbänden  in 
einer Sozial- bzw. »Konfliktpartnerschaft« mit 
(Müller- Jentsch 2017: 23). Die Betriebsräte werden von 
allen Beschäftigten gewählt, sind »auf Konsens und 
Kooperation ausgelegt« und dem Betriebsfrieden ver-
pflichtet (Müller-Jentsch 2014: 517). Die gesetzliche 
Grundlage der Betriebsverfassung sieht ein abgestuf-
tes System von Mitbestimmungs-, Beteiligungs- und 
Informationsrechten vor. So verfügen Betriebsräte bei-
spielsweise in Personalangelegenheiten über das Recht 
zur Mitbestimmung, bei der Gestaltung von Arbeits-
plätzen und -abläufen gilt das Recht zur Mitsprache, in 
wirtschaftlichen Angelegenheiten hingegen nur ein 
Informationsrecht (Müller-Jentsch 2014: 519f.). Im öf-
fentlichen Dienst gibt es Personalräte mit ähnlichen 
Rechten, aber auf anderer gesetzlicher Grundlage. 

Im Rahmen der Tarifpolitik verhandeln Gewerkschaf-
ten idealerweise branchenweite Flächentarifverträge, 
jedoch erodiert das Flächentarifsystem insbesondere 
aufgrund der geringeren Organisation der Arbeitge-
berverbände seit Jahren zunehmend, sodass der tarif-
lose Bereich wächst und auch unternehmensspezifi-
sche sogenannte Haustarifverträge an Bedeutung ge-

winnen (Ellguth/Kohaut 2022). Die steigende Bedeu-
tung von Haustarifen wird auch als »Verbetriebli-
chung der Arbeitsbeziehungen« beschrieben. Seit spä-
testens den 1990er-Jahren befindet sich das System der 
Arbeitsbeziehungen in Deutschland infolge der Globa-
lisierung, stagnierenden Wirtschaftswachstums und 
der tiefgreifenden Transformation des Kapitalismus 
im Umbruch, was zu einer Schwächung gewerkschaft-
licher Machtressourcen und auch der betrieblichen 
Mitbestimmung führt (Dörre et al. 2017: 220–224). 
Auch mithilfe politischer Programme wie der Agenda 
2010 wurden soziale Sicherungssysteme, Arbeitsbe-
ziehungen und zuvor marktbegrenzende Institutio-
nen in der gesamten Republik unter Wettbewerbs- 
und Veränderungsdruck gesetzt. Das aus Arbeitsrecht, 
Tarifautonomie, Mitbestimmung und sozialen Sicher-
heitssystemen bestehende deutsche Arrangement 
erodiert, das Wettbewerbsprinzip kehrte in alle mög-
lichen Sektoren und Lebensbereiche ein, Steuerungs-
modi und interne Strukturen von Unternehmen wur-
den finanzialisiert und kapitalmarktorientiert ausge-
richtet (Dörre et al. 2017: 220–224).

Trotz der formalen Unabhängigkeit der Betriebsräte 
von den Gewerkschaften sind beide in der Praxis eng 
miteinander verbunden. So ist die große Mehrheit der 
Betriebsratsmitglieder zugleich Mitglied einer Ge-
werkschaft und häufig auch in die verbands- und tarif-
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politischen Entscheidungen ihrer Gewerkschaft ein-
gebunden (Dribbusch/Birke 2019: 7). Diese »Verge-
werkschaftlichung der Betriebsräte« (Schmidt/Trin-
czek 1999: 107) gilt allerdings nur eingeschränkt für 
den Osten Deutschlands, wo seit der Wiedervereini-
gung 1990 zwischen Betriebsräten und Gewerkschaf-
ten lange Zeit eine Distanz bestand, die sich erst in den 
letzten Jahren allmählich abbaut (Röbenack/Artus 
2015; Goes et al. 2015). Neben den institutionalisierten 
Betriebsräten gibt es in vielen Betrieben gewählte eh-
renamtliche Vertrauensleute, die als Ansprechpartner 
der Gewerkschaften im Betrieb fungieren.

GEWERKSCHAFTLICHE  
ORGANISATIONSFORMEN

Der größte gewerkschaftliche Dachverband ist der 
1949 gegründete Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) 
mit ca. 6 Mio. Mitgliedern und einem Brutto-Organi-
sationsgrad von 14,3 Prozent (Kim et al. 2022: 64). Die 
Zahl der DGB-Mitglieder hat sich seit dem mit der 
deutschen Wiedervereinigung verbundenen Höchst-
stand von 11,8 Mio. im Jahr 1991 demnach halbiert 
(Kim et al. 2022: 65).

Im DGB haben sich die folgenden acht berufs- und 
statusunabhängigen Branchengewerkschaften zu-
sammengeschlossen: IG Metall (Industriegewerk-
schaft Metall; hier sind neben der Metall- auch die 
Stahl- und Elektronikbranche, Textil- und Holzin-
dustrie sowie das Handwerk organisiert), NGG (Ge-
werkschaft Nahrung, Genuss, Gaststätten), ver.di 
(Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft), IG BAU (In-
dustriegewerkschaft Bauen, Agrar, Umwelt), GEW 
(Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft), EVG 
(Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft), IG BCE (In-
dustriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie) und 
GdP (Gewerkschaft der Polizei). Ver.di und IG Metall 
sind mit 1,9 Mio. bzw. 2,2 Mio. Mitgliedern die größ-
ten Gewerkschaften, die zusammen 71  Prozent der 
DGB-Mitglieder ausmachen (Greef 2021). Die Mit-
gliedsgewerkschaften des DGB sind konfessionell, 
weltanschaulich und parteipolitisch neutrale Ein-
heitsgewerkschaften. Trotzdem hat sich in West-
deutschland eine »privilegierte Partnerschaft« mit 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) 
herausgebildet, die jedoch seit den von SPD und Grü-
nen 2005 beschlossenen Arbeitsmarktreformen der 
Agenda 2010 brüchig geworden ist (Dribbusch/Birke 
2019: 7). Der DGB wird in zentralen Politikfeldern 
wie Arbeitsmarkt- oder Sozialpolitik sowie in korpo-
ratistischen Arrangements wie beispielsweise der 
Mindestlohnkommission oder jüngst im Rahmen 
der »konzertierten Aktion« zur Bewältigung der In-
flation und Energiekrise direkt einbezogen. 

POLITISCHES SYSTEM, RECHTE PARTEIEN 
UND BEWEGUNGEN 

Die Bundesrepublik Deutschland ist eine föderale, 
parlamentarische, repräsentative Demokratie und 
wird seit September 2021 von einer Koalition aus der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), den 
Grünen und der liberalen Freien Demokratischen Par-
tei (FDP) regiert. Weitere wichtige Parteien sind die 
konservative Christlich-Demokratische Union (CDU) 
und die links der SPD stehende, 2007 als Verschmel-
zung der Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS, 
Nachfolgepartei der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, SED, nach dem Ende der Deutschen De-
mokratischen Republik, DDR) und der infolge der Kri-
tik an der Agenda 2010 von der SPD abgespaltenen 
Wahlalternative Soziale Gerechtigkeit (WASG) entstan-
dene Die Linke. 2013 wurde die rechtspopulistische 
Alternative für Deutschland (AfD) gegründet, die im 
Europaparlament, in 15 von 16 Länderparlamenten 
und seit 2017 im Deutschen Bundestag (nationales 
Parlament) vertreten ist. Neben der AfD existieren 
außerdem die extrem rechte Nationaldemokratische 
Partei Deutschlands (NPD), der inzwischen nur noch 
eine marginale Bedeutung zukommt und die in kei-
nem Parlament vertreten ist, sowie die extrem rech-
ten, nur lokal aktiven Kleinstparteien Der dritte Weg, 
Die Rechte, die Freien Sachsen und die Freien Thüringer.

Die AfD, infolge der europäischen Wirtschafts- und 
Finanzkrise 2013 zunächst als vorrangig wirtschafts-
liberale Anti-Euro-Partei gegründet, entwickelte sich 
nach und nach zu einer ethnonationalistischen, ein-
wanderungsfeindlichen, gegen Geflüchtete gerichte-
ten, in Teilen extrem rechten Partei und verfolgt eine 
aggressive Anti-Establishment-Rhetorik. Das Auf-
kommen und die bundesweiten Erfolge dieser rechts-
populistischen Partei ist für die Bundesrepublik 
Deutschland im Vergleich zu anderen europäischen 
Ländern, in denen solche Parteien schon lange zum 
Parteienspektrum gehören, eine relativ neue Situati-
on. Neben der wirtschaftsliberalen gab es bereits von 
Beginn an auch eine wertkonservative sowie eine völ-
kisch-nationalistische Strömung in der AfD. Letztere, 
die insbesondere vom Thüringer Parteichef Björn Hö-
cke und seinem inzwischen offiziell aufgelösten, aber 
real nach wie vor sehr starken »Flügel« vertreten wird, 
gewann im Laufe der Zeit zunehmend an Bedeutung. 
Die Akteure des Flügels pflegen enge Verbindungen in 
neurechte und extrem rechte Kreise, z. B. zum neu-
rechten Thinktank Institut für Staatspolitik und zum 
Compact-Magazin, sowie zu rechten Bewegungen wie 
den Patriotischen Europäern gegen die Islamisierung des 
Abendlandes (PEGIDA), einer im Herbst 2014 in Dres-
den gegründeten extrem rechts dominierten asyl-
feindlichen und Anti-Establishment-Bewegung, der 
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viele weitere lokale Ableger folgten und die zu ihren 
Hochzeiten im Januar 2015 bis zu 20.000 Teilneh-
mende versammeln konnte, sowie zur sehr heteroge-
nen, aber extrem rechts dominierten Querdenken-Be-
wegung, die sich 2020 aus Protest gegen die Maßnah-
men der Bundesregierung zur Eindämmung der Co-
rona-Pandemie gründete.

Der wirtschafts- und sozialpolitische Kurs der AfD ist 
innerparteilich hoch umstritten. Die Programmatik 
ist nach wie vor vorrangig wirtschaftsliberal; die völ-
kisch-nationalistischen Kräfte streben hingegen eine 
»national-soziale«, sozialpopulistische Politik an: Sie 
versuchen, sich als Fürsprecher der »kleinen Leute« 
und deutschen Arbeiter*innen zu inszenieren, indem 
sie etwa eine »unverantwortliche Zuwanderungspoli-
tik« für Missstände wie Kinderarmut, Altersarmut 
und Arbeitslosigkeit verantwortlich machen (Kim et 
al. 2022: 68) und den Verteilungskonflikt zwischen 
oben und unten in einen zwischen innen und außen, 
also zwischen angeblich leistungsbereiten Deutschen 
und leistungsunwilligen Fremden umdeuten, wie 
Björn Höcke in einer Rede 2018 betonte: »Die soziale 
Frage der Gegenwart ist nicht primär die Verteilung 
des Volksvermögens von oben nach unten oder alt 
nach jung. Die neue deutsche soziale Frage des 21. Jahr-
hunderts ist die Frage nach der Verteilung des Volks-
vermögens von innen nach außen« (zitiert nach Hank 
2018). Erst 2020 hat die AfD als mühsamen Kompro-
miss zwischen wirtschaftsliberalen und völkisch-na-
tionalistischen Kräften ein eigenes sozial- und renten-
politisches Programm verabschiedet (Kim et al. 2022: 
68); die Richtungskämpfe zwischen den Kräften dau-
ern aber nach wie vor an (Kim et al. 2022: 70). 

Im Bestreben, sich als Partei der Arbeiter und »klei-
nen Leute« darzustellen, unternimmt die AfD immer 
wieder Versuche, auch in den Betrieben Einfluss zu 
gewinnen, die Gewerkschaften frontal als korrum-
piert und zum Establishment gehörend anzugreifen 
(z. B. Köhlinger/Ebenau 2018: 6) und sich selbst dage-
gen als echte Arbeitnehmervertretung zu präsentie-
ren. Als Aushängeschild fungiert dafür beispielsweise 
Guido Reil, der als langjähriges SPD- und IG BCE-Mit-
glied aufgrund der deutschen Flüchtlingspolitik der 
AfD beitrat und 2019 für diese ins Europäische Parla-
ment gewählt wurde (Kim et al. 2022: 70). Wiederholt 
hat sich die AfD sozialen Protesten, wie etwa gegen 
die Schließung des Opelwerks in Eisenach 2018 oder 
gegen die Schließung des Siemens-Standorts in Gör-
litz 2019 angeschlossen und diese zu instrumentali-
sieren versucht (vgl. Mayr/Rietzschel 2018).

Zudem gründeten sich mit AiDA (Arbeitnehmer in der 
AfD, gegründet 2014), AVA (Alternative Vereinigung der 
Arbeiter, gegründet 2015), AöD (Alternative Öffentlicher 

Dienst, gegründet 2015) ALARM (Alternativer Arbeit-
nehmerverband Mitteldeutschland, gegründet 2017) ei-
ne Reihe von alternativen Arbeitnehmervereinigun-
gen, die mit Slogans wie »Sozial, ohne rot zu werden« 
und »Das Rot der Arbeitnehmer ist jetzt Blau« antra-
ten. Inzwischen sind diese Vereinigungen als weitge-
hend inaktiv einzuschätzen und besitzen keine be-
triebliche Verankerung (Kim et al. 2022: 70). 

WAHLERGEBNISSE DER »ALTERNATIVE  
FÜR DEUTSCHLAND«

Bei den Bundestagswahlen im September 2021 er-
hielt die AfD 10,3  Prozent der Stimmen, in Ost-
deutschland sogar 18,9 Prozent (im Vergleich West-
deutschland: 8,2 Prozent, tagesschau.de). Wahlana-
lysen zeigen, dass Gewerkschaftsmitglieder der AfD 
mit 12,2  Prozent leicht überdurchschnittlich zunei-
gen (DGB 2021). Unter Arbeiter*innen erhielt die 
AfD sogar 21 Prozent der Stimmen und wurde damit 
nach der SPD die zweitstärkste Kraft in dieser Be-
völkerungsgruppe. Bei den Bundestagswahlen im 
Jahr 2017 hatte die AfD 12,6 Prozent der Stimmen er-
zielt; auch hier lag die Zustimmung unter Gewerk-
schaftsmitgliedern mit 15  Prozent (DGB 2017) und 
unter Arbeiter*innen mit 19  Prozent über dem 
Durchschnitt (Wahlanalysen auf tagesschau.de). 
Die Ergebnisse einiger jüngerer Landtagswahlen 
zeichnen ein noch deutlicheres Bild (vgl. Wahlana-
lysen auf tages schau.de). So stimmten 2019 in Sach-
sen 41  Prozent der Arbeiter*innen für die AfD (bei 
27,5  Prozent in der Gesamtwählerschaft), in Bran-
denburg 44 Prozent (bei 23,5 Prozent in der Gesamt-
wählerschaft) und in Thüringen 39  Prozent (bei 
23,4  Prozent in der Gesamtwählerschaft). 2021 er-
hielt die Partei in Sachsen-Anhalt 35  Prozent der 
Stimmen aus der Arbeiterschaft (bei 20,8 Prozent in 
der Gesamtwählerschaft). In allen vier Bundeslän-
dern war die AfD somit die stärkste Partei in dieser 
Gruppe. Auch bei der Landtagswahl in Baden-Würt-
temberg 2021, als die Partei auf 9,7 Prozent der Stim-
men absackte (im Vergleich zu 15,6 Prozent im Jahr 
2016), konnte sie mit 26  Prozent unter Arbeiter*in-
nen ihren Spitzenstatus innerhalb dieser Berufska-
tegorie behaupten (2016: 30 Prozent).

Es zeigt sich also, dass die AfD zwar klassen- und 
schichtenübergreifend Zustimmung erfährt, trotz ih-
rer im Kern wirtschaftsliberalen Ausrichtung bei Ar-
beiter*innen – einer wichtigen Mitgliedsgruppe der 
Gewerkschaften – aber auf erhebliche, stets im Ver-
gleich zum Anteil an der Gesamtwählerschaft über-
durchschnittliche Zustimmung trifft und in einigen 
Bundesländern unter Arbeiter*innen sogar die stärks-
te Kraft bildet. 
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SITUATION IN DEN BETRIEBEN

RECHTE BETRIEBSRATSLISTEN ALS »ÄUSSERE 
GEGNER« DER GEWERKSCHAFTEN

Wie bereits erläutert, versuchen Rechtspopulist*in-
nen auch in den Betrieben an Einfluss zu gewinnen. 
Neben den erwähnten inzwischen unbedeutenden 
AfD-eigenen alternativen Arbeitnehmervertretun-
gen hat sich mit einem 2010 als Zentrum Automobil 
(ZA) in Baden-Württemberg gegründeten und zu-
nächst im Betriebsrat des Daimler-Werks Stutt-
gart-Untertürkheim vertretenen Verein eine rechte 
Pseudogewerkschaft in der Automobilindustrie etab-
liert (Kim et al. 2022, Aderholz 2021 und 2022; Acker-
mann/Haarfeldt 2019; Häusler 2018; Herkenhoff/
Barthel 2018; Neumann 2018; Strauch 2018). Bei den 
Betriebsratswahlen 2018 gewann die ZA-Liste über-
all dort, wo sie antrat, Betriebsratsmandate – insge-
samt 19 Mandate in sieben Betrieben (Aderholz 2021: 
323), darunter die Daimler-Standorte Stuttgart-Un-
tertürkheim, Sindelfingen und Rastatt und unter 
dem Namen IG Beruf und Familie die Leipziger BMW- 
und Porsche-Werke (vgl. zur Übersicht Schroeder et 
al. 2019: 189). Bei den Betriebsratswahlen im Früh-
jahr 2022 hat ZA mit seinen Ablegern von den insge-
samt etwa 18.000 Betriebsratssitzen nicht einmal 25 
erhalten. In Stuttgart-Untertürkheim gewann die 
Liste zwar einen Sitz hinzu, verlor in absoluten Zah-
len aber an Stimmen (–11), und auch bei Porsche und 
BMW Leipzig (Sachsen) hat sie zwei Drittel der Stim-
men verloren. Bei VW in Zwickau (Sachsen) konnte 
das Bündnis freier Betriebsräte, das den Freien Sachsen 
nahesteht, einen Sitz hinzugewinnen (2 von 37 Man-
daten); dies ist aber nur deshalb ein Erfolg, weil bei 
den Wahlen 2018 nur ein Einzelkandidat angetreten 
war, der die erhaltenen 20 Prozent der Stimmen nicht 
mit Sitzen ausschöpfen konnte (Dörre 2022; Riebe/
Schröder 2022). Real hat die rechte Liste verloren, 
während die IG Metall vier weitere Mandate hinzu-
gewann.

2020 benannte sich der Verein in Zentrum um, um 
Offenheit für andere Branchen zu signalisieren 
(Aderholz 2022: 85) und drängt inzwischen auch als 
Zentrum Gesundheit und Soziales in Baden-Württem-
berg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in Be-
triebe der Gesundheits- und Sozialbranche (Dörre 
2022; Riebe/Schröder 2022). Dabei versucht das Zen-
trum, den Erfolg der aus Protest gegen die Maßnah-
men der Bundesregierung zur Eindämmung der Co-
ronapandemie 2020 gegründeten sehr heterogenen, 
in größeren Teilen verschwörungsideologischen 
Querdenken-Bewegung, z. B. im Rahmen von soge-
nannten »Fünf-Minuten-Impfstreiks« gegen die 
einrichtungsbezogene Impfpflicht in den Betrieben, 

für sich zu nutzen. Allerdings gibt es sich in seinem 
Auftreten betont unauffällig, harmlos und nicht er-
kennbar ideologisch rechts (vgl. Selbstdarstellung 
des Zentrums auf der Homepage: https://zentrum-
gesundheit-soziales.de/).

Nach seiner Gründung trat Zentrum Automobil zu-
nächst »anti-klassenkämpferisch« auf, schwenkte 
dann jedoch auf eine »anti-korporatistisch-popu-
listische« Strategie um (Kim et al. 2022: 74). Analog 
zum Anti-Establishment-Diskurs der AfD (gegen 
die »Systemparteien«) richtet es sich gegen das so-
genannte »Co-Management« der DGB-Gewerk-
schaften und kritisiert die angebliche Zweckent-
fremdung von Mitgliedsbeiträgen für die politische 
Arbeit (Schroeder et al. 2020: 28) – dies aber bei 
gleichzeitiger hoher Loyalität zur Geschäftsfüh-
rung. Zentrum inszeniert sich als »Kümmerer« 
(Schäfer et al. 2020: 83) für die Interessen der Pro-
duktionsarbeiterschaft. »Der spezifisch anti-korpo-
ratistische Charakter dieses Populismus besteht in 
der Unterstellung eines einheitlichen, korrupten 
Machtblocks von Management und etablierten Ge-
werkschaften unter dem Deckmantel der Sozial-
partnerschaft« (Kim et al. 2022: 74). ZA legt den Fo-
kus seiner Betriebsratsarbeit auf die Präsenz in den 
Produktionsabteilungen und vernachlässigt dafür 
die Ausschuss- und Gremienarbeit (Schäfer et al. 
2020: 83; Interview 1). ZA agitiert anhand von The-
men wie Meinungsfreiheit, Leiharbeit, Elektromo-
bilität, Energiewende oder Klimapolitik und deutet 
diese im Kontext einer Verschwörung von Gewerk-
schaft und Unternehmen (Herkenhoff/Barthel 2018: 
80f.; Monecke 2021: 213f., Kim et al. 2022: 74, Ader-
holz 2021). 

Auch wenn Zentrum jedenfalls in Stuttgart-Unter-
türkheim aufgrund der multinationalen Zusam-
mensetzung der Belegschaft nicht offen völ-
kisch-nationalistisch auftritt (Kim et al. 2022: 77) 
und auch seine Selbstdarstellung keine offen rechte 
politische Positionierung erkennen lässt, sind enge 
Verbindungen zwischen Zentrum und der AfD so-
wie dem extrem rechten Compact-Magazin, PEGIDA 
oder Querdenken sowie die Vergangenheit des 
ZA-Gründers Oliver Hilburger als Mitglied der Neo-
naziband Noie Werte vielfach nachgewiesen (Ader-
holz 2021: 326–327; Schroeder et al. 2019: 187). Ein 
2021 von der AfD überraschend verabschiedeter Un-
vereinbarkeitsbeschluss mit Zentrum wurde beim 
letzten AfD-Bundesparteitag im Juni 2022 mit über 
60  Prozent der Stimmen auf Höckes Empfehlung 
wieder aufgehoben (Dörre 2022). Höcke macht über 
die sozialen Medien Werbung für Zentrum und be-
greift es als »Vorfeldorganisation« (Riebe/Schröder 
2022).

https://zentrum-gesundheit-soziales.de/
https://zentrum-gesundheit-soziales.de/
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»INNERER RECHTSPOPULISMUS«  
BEI DEN GEWERKSCHAFTEN

Neben gewerkschaftsfeindlichen Betriebsratslisten, 
die mit Klaus Dörre als »äußere Gegner« der Ge-
werkschaften bezeichnet werden können, sehen sich 
die Gewerkschaften zudem mit einem »inneren 
Rechtspopulismus« konfrontiert (Dörre 2020: 199).  
Mit dem »inneren Rechtspopulismus« sind Gewerk-
schaftsmitglieder oder gar -aktive mit rechten Ori-
entierungen, AfD-Sympathie und -Wahlpräferenz 
gemeint, die zwischen ihrem betrieblichen und ge-
werkschaftlichen Engagement und der Wahl der 
AfD oder der Beteiligung an rechten Bewegungen 
keinen Widerspruch sehen (siehe die oben ange-
führten Wahlerfolge der AfD unter Gewerkschafts-
mitgliedern). 

Schon lange ist bekannt, dass rechte Einstellungen 
auch unter Gewerkschaftsmitgliedern verbreitet 
sind und ihre Zugehörigkeit zu einer traditionell an-
tifaschistischen Vereinigung sie nicht dagegen ‚im-
munisiert‘ (Fichter et al. 2005; DGB 2000; Decker et 
al. 2016: 42; Hilmer et al. 2017). Die genannten Studi-
en stellen hinsichtlich der extrem rechten Einstel-
lungen bei Gewerkschaftsmitgliedern zur Gesamt-
bevölkerung keinen Unterschied fest (»Spiegelbild-
these«). Mit AfD und PEGIDA sowie Querdenken 
sind nun eine rechtspopulistische Partei und außer-
parlamentarische Bewegungen entstanden, die es in 
der Bundesrepublik Deutschland in dieser Form bis-
her nicht gegeben hat, die große Wahl- und Mobili-
sierungserfolge verzeichnen und wirksam rechte, 
beispielsweise asylfeindliche, Positionen in den öf-
fentlichen Diskursen normalisieren. Nun tritt offen 
zutage und formiert sich als eigenständige politi-
sche Kraft, was sich über Jahrzehnte hinweg bislang 
nur als »rechtspopulistische Unterströmung« (Dör-
re 2016: 264) in demokratischen Parteien und Orga-
nisationen bemerkbar gemacht hat. Dies führt zu ei-
ner »Klimaveränderung« (Detje/Sauer 2018: 199) 
auch in den Betrieben, d. h. zu einem selbstbewuss-
teren, offeneren Auftreten entsprechender Äuße-
rungen und Verhaltensweisen sogar unter gewerk-
schaftlich Aktiven und Betriebsräten (vgl. Dörre et 
al. 2018; Bose et al. 2018; Sauer et al. 2018; Brink-
mann et al. 2020). So treffen Gewerkschaftssekre-
tär*innen mitunter auf Ablehnung, wenn sie die 
Neue Rechte, Flucht und Migration zu Themen auf 
z. B. Betriebsversammlungen machen; selbst Be-
triebsräten aus dem eigenen Lager raten ihnen aus 
Sorge vor Eskalation zum Teil davon ab, solche heik-
len Themen anzugehen (Sauer et al. 2018: 65–68; 
Schneeweiß 2019); aktive Betriebsräte organisierten 
in ihrer Freizeit die Busse zu den PEGIDA-Demons-
trationen (Dörre et al. 2018: 59) und in Betrieben im 

Sicherheitsgewerbe wurde diskutiert, wie man Be-
triebsvereinbarungen so abschließt, dass sie nur 
deutschen Beschäftigten zugute kommen (Schnee-
weiß 2019: 225–226). Auch das Engagement im Be-
trieb und die Teilnahme an Querdenken-Demons-
trationen schließen sich keinesfalls aus.

Eine Reihe von neueren quantitativen und qualitati-
ven Studien hat sich mit Ursachen des rechtpopulis-
tischen Erfolgs bei Gewerkschaftsmitgliedern und 
Arbeiter*innen beschäftigt (Hilmer et al. 2017; 
Brinkmann et al. 2020; Dörre 2020; Menz/Nies 
2019; Dörre et al. 2018; Sauer et al. 2018; Bose et al. 
2018). Wie schon die früheren Untersuchungen 
(DGB 2000; Fichter et al. 2005) erklären die neueren 
Studien die Verbreitung rechter Einstellungen unter 
Arbeiter*innen und Gewerkschaftsmitgliedern zum 
Teil aus der tiefgreifenden Transformation des Kapi-
talismus, der daraus resultierenden zunehmenden 
sozialen Ungleichheit und Entsicherung. Sie stellen 
mit der Zuspitzung arbeitsweltlicher Problemlagen 
und von Leistungsdruck, Arbeitsverdichtung, Pre-
karisierung, verstärkter Konkurrenz, Entwertung 
von Qualifikationen durch raschen technologischen 
Wandel, Kontrollverlusten und der Sorge um die Ge-
staltbarkeit des eigenen Lebens einen »arbeitswelt-
lichen Nährboden« des Rechtspopulismus fest (Sau-
er et al. 2018).

Wirksame Gegenmacht durch kollektive Zusam-
menschlüsse gegen diese Zumutungen des globali-
sierten Marktes wird als schwer erreichbar betrach-
tet (Detje/Sauer 2018: 204) und Gewerkschaften 
werden als weniger durchsetzungsfähig wahrge-
nommen, da »das traditionelle gewerkschaftliche 
Instrumentarium […] nicht mehr hinreichend an die 
Abstiegsprozesse, Kontrollverluste und Zukunfts-
ängste größer gewordener Teile der abhängig Be-
schäftigten« herankommt (Detje/Sauer 2018: 206). 
Hinzu kommen politische Entfremdung, Gefühle 
von Ohnmacht und politischer Einflusslosigkeit so-
wie Abwertungserfahrungen und -gefühle auch als 
Arbeiter*innen und Ostdeutsche und eine grundle-
gende »Systemkritik« (Dörre et al. 2018: 77). Diese 
können von extrem rechten und rechtspopulisti-
schen Kräften aufgegriffen werden, durch das Iden-
titätsangebot des leistungsstarken deutschen Ar-
beiters beantwortet und die verbreitete Sozialkritik 
»ethnisiert« werden. 

Sowohl der innere Rechtspopulismus als auch die 
äußeren Gegner stellen Herausforderungen für 
die Gewerkschaften dar. Der Umgang mit beidem 
ist nach wie vor umstritten und es gibt dafür kein 
Patentrezept, aber inzwischen vielfältige Erfah-
rungen.
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VON DEN GEWERKSCHAFTEN  
IDENTIFIZIERTE PROBLEME

DER RECHTSPOPULISMUS WIDERSPRICHT 
DEM SELBSTVERSTÄNDNIS UND DEN 
 DEMOKRATISCHEN WERTEN DER  
GEWERKSCHAFTEN

Die klar antirassistische und antifaschistische Positi-
onierung gehört zur DNA des DGB und seiner Ge-
werkschaften: Sie unterstützen Kampagnen, Aufrufe 
und Demonstrationen gegen Neonazis, PEGIDA und 
die AfD, organisieren große Veranstaltungen zum in-
ternationalen Tag gegen Rassismus, unterstützen In-
itiativen wie die Angehörigen der Ermordeten von 
Hanau, fördern Projekte gegen rechts, leisten antiras-
sistische und diskriminierungssensible Bildungsar-
beit (z. B. Respekt!-Initiative, Bündnis »Aufstehen ge-
gen Rassismus«, Verein »Gelbe Hand – Mach’ meinen 
Kumpel nicht an!«), geben Broschüren mit Argumen-
ten gegen rechts heraus, unterstützen Geflüchtete 
und Ähnliches mehr. 

Alle DGB-Gewerkschaften haben in ihren Satzungen 
den Einsatz für eine pluralistische, demokratische 
Gesellschaft und die Bekämpfung von faschistischen 
Bestrebungen festgeschrieben, verfügen über Unver-
einbarkeitsbeschlüsse gegen »Personen, die durch ihr 
Verhalten Maßnahmen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit unterstützt haben« (Satzung der IG 
Metall, § 3, Abs. 6, S. 11) und gegen Angehörige »geg-
nerischer«, gewerkschaftsfeindlicher und antidemo-
kratischer Organisationen (Satzung der ver.di, § 6, 
Abs. 2, S. 9), zu denen im Fall der IG Metall mehr als 
zehn als rechtsextrem eingestufte Organisationen, 
darunter auch die NPD, gehören. Des Weiteren ist 
auch im § 80, Abs. 1, Punkt 7 des Betriebsverfassungs-
gesetzes festgeschrieben, dass der Betriebsrat die 
Aufgabe hat, gegen Rassismus im Betrieb zu agieren, 
geeignete Gegenmaßnahmen zu ergreifen und sich 
überhaupt gegen jegliche Diskriminierung im Betrieb 
einzusetzen. 

Auch wenn rechtspopulistische Akteure als scheinba-
res Demokratisierungsprojekt auftreten, widerspre-
chen sie mit ihrem Nationalismus und Anti-Pluralis-
mus fundamental den gewerkschaftlichen Grund-
werten der Solidarität, Gleichheit, Selbstbestimmung, 
Vielfalt und Demokratie. Als »solidarische Organisa-
tion in einer unsolidarischen Gesellschaft« und als 
Vertretung aller Lohnabhängigen unabhängig von 
Herkunft, Geschlecht, Behinderung begreifen die Ge-
werkschaften den Einsatz gegen Ausgrenzung, Men-
schenfeindlichkeit und Nationalismus und gegen An-
griffe auf migrantische und klar antifaschistisch po-
sitionierte Kolleg*innen als ihre Aufgabe.

MIT DER SOZIALEN FRAGE BESETZT  
DER RECHTSPOPULISMUS EIN  
GEWERKSCHAFTLICHES KERNTHEMA

Wie bereits dargestellt, greifen rechte Akteure berech-
tigte Kritik an sozialer Ungleichheit, Systemkritik, po-
litische Ohnmachtsgefühle, konservierendes Bestre-
ben nach Statuserhalt, Zukunftssorgen in Hinblick auf 
Preissteigerungen, Lebenshaltungskosten, Klimawan-
del, Transformation etc. auf, haben darauf aber nur 
ausgrenzende, rückwärtsgewandte und letztlich ar-
beitnehmerfeindliche Antworten (Dörre 2020; IG Me-
tall 2018; Köhlinger/Ebenau 2018; IG Metall 2019a: 56). 
Die »soziale Frage« – der Einsatz für soziale Gleichheit, 
soziale Sicherheit, Umverteilung von oben nach unten, 
Mitbestimmung und Teilhabe von Benachteiligten – 
ist das »Innerste« und Ureigenste der Gewerkschaften 
(Hauptamtlicher der IG Metall, zitiert nach Bose 2018: 
239). Rechte Akteure greifen Gewerkschaften mit der 
Besetzung der sozialen Frage demnach in ihrer »Herz-
kammer« an (Hauptamtlicher der IG Metall, zitiert 
nach Bose 2018: 239).

Die vielfachen Krisen der Gegenwart und die jüngeren 
politischen und ökonomischen Entwicklungen (Infla-
tion, Preissteigerungen, Verteuerungen von Gas, dro-
hende Wirtschaftskrise aufgrund des russischen An-
griffskriegs auf die Ukraine) könnten rechten Kräften 
in der nächsten Zeit noch weiteren Auftrieb verleihen. 
Angesichts einer bereits seit Jahren bestehenden um-
fassenden Mobilisierung – zunächst gegen Geflüchte-
te und die Asylpolitik, dann gegen die Maßnahmen der 
Bundesregierung zur Eindämmung der Coronapande-
mie – fällt es extrem rechten Akteuren leichter, mit 
den steigenden Lebenshaltungskosten und der Ener-
giekrise im Rahmen wöchentlicher »Montagsde-
monstrationen« ein weiteres Thema zu besetzen.

DER RECHTSPOPULISMUS PROFITIERT  
VON PROBLEMEN, DIE SICH AUS DEM  
WANDEL DER GEWERKSCHAFTEN UND  
DES SYSTEMS DER ORGANISIERTEN  
ARBEITSBEZIEHUNGEN ERGEBEN 

Im Laufe der 1990er-Jahre haben sich Gewerkschaften 
von »traditionellen Wertegemeinschaften« verstärkt 
zu modernen Dienstleistungsorganisationen gewan-
delt (Fichter et al. 2005; DGB 2000: 20; Bose 2018: 
232). Das Hauptmotiv für den Beitritt zu und das En-
gagement in Gewerkschaften ist in aller Regel die 
Lohnerhöhung; dieses Motiv allein sagt noch nichts 
über die Art der Bindung der Mitglieder an die Ge-
werkschaft aus. Mit Standortsicherung, Stellvertre-
terhandeln der Hauptamtlichen und Mitgliederwer-
bung befasst, traten Gesellschaftspolitik, Beteiligung 
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und die Stärkung gewerkschaftlicher, politischer 
Grundüberzeugungen in der gewerkschaftlichen Ar-
beit demgegenüber in den Hintergrund. Aufgrund 
von Umstrukturierungsprozessen infolge von Mit-
gliederverlusten ist eine engmaschige Betriebsbe-
treuung zudem häufig nicht möglich. Die geringe 
Wertebindung und die zunehmende Distanz gewerk-
schaftlicher Hauptamtlicher von den Belegschaften 
macht es rechten Akteuren leichter, sich im Betrieb als 
basisnah zu präsentieren (Aderholz 2022: 93). Genau 
dort, wo Gewerkschaften in den Betrieben aufgrund 
von Personal- und Ressourcenmangel weniger prä-
sent sind, können Rechte profitieren. Für nicht wenige 
Gewerkschaftsmitglieder sind Gewerkschafts- und 
Gesellschaftspolitik nicht verknüpft (Bose et al. 2018: 
225); Gewerkschaften werden als politisch neutral 
und ausschließlich für die Verbesserung der eigenen 
Arbeitsbedingungen zuständig angesehen. In diesem 
Verständnis gibt es wenig, was mit einem rechten 
Weltbild unvereinbar wäre (ebd.).

DER RECHTSPOPULISMUS SCHWÄCHT  
DIE EIGENE KAMPFSTÄRKE VON  
GEWERKSCHAFTEN

Die Auseinandersetzung mit rechten Angriffen auf 
die eigene Arbeit belastet ehrenamtliche und 
hauptamtliche Funktionär*innen zusätzlich. Rechte 
Äußerungen und Vorfälle führen mitunter zu Verun-
sicherung und Überforderung, die nötige Überzeu-
gungs-, Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit erfor-
dert zusätzliche zeitliche Kapazitäten und finanzielle 
sowie personelle Ressourcen. Diese sind insbesondere 
in Organisationsbereichen mit vielen kleinen Betrie-
ben, in denen es nur wenige Gewerkschaftsmitglieder 
gibt, jedoch häufig nicht gegeben, sodass vieles vom 
persönlichen Engagement einzelner Aktiver abhängt. 
In Betrieben, in denen rechte Listen über Betriebsrats-
mandate verfügen, sind IG-Metall-Betriebsräte durch 
Maßnahmen wie die »Schattenbetreuung« – die in-
formelle Betreuung all jener Beschäftigten, denen ge-
mäß der Anzahl an Betriebsratssitzen keine Betreu-
ung zustünde – zusätzlich belastet (Bericht eines IG- 
Metall-Betriebsrats in einem Betrieb mit ZA-Manda-
ten, zitiert nach Aderholz 2022: 95).

Die Spaltung der Belegschaften durch die Angriffe 
von rechts schwächt außerdem die Organisierung für 
gemeinsame Interessen – und das in einer Zeit, in der 
die gewerkschaftliche Macht aufgrund des System-
wandels der Arbeitsbeziehungen, der Erosion des Ta-
rifsystems usw. ohnehin schon geschwächt ist. Eine 
klare Positionierung gegen Rassismus und Rechtspo-
pulismus kann zudem zu Mitgliederverlusten führen: 
beispielsweise verließen zwischen Oktober 2015 und 

März 2016 rund 200 Mitglieder aus Protest die IG Me-
tall, weil diese sich aktiv am Runden Tisch der 
NoPegida- Initiative in Passau beteiligte (Sauer et al. 
2018: 202); in einer sächsischen Region gab es 
2015/2016 mehrere hundert Austritte, die zum Teil ex-
plizit mit der flüchtlingssolidarischen Haltung der 
DGB-Gewerkschaften begründet wurden (Bose 2018: 
227). In manchen Regionen, insbesondere im Osten 
Deutschlands, in denen Gewerkschaften ohnehin 
schwach sind, können solche Austrittszahlen durch-
aus existenziell werden.

Hier zeigt sich, dass sich die Gewerkschaften in einem 
ständigen Spannungsfeld befinden: Als Mitgliederor-
ganisation sind sie nur mit vielen Mitgliedern durch-
setzungsstark, gleichzeitig sind sie politische Organi-
sationen mit demokratischen Werten, die es nicht 
über Bord zu werfen gilt.

GEWERKSCHAFTLICHE HANDLUNGS-
RÄUME UND ERFAHRUNGEN

Seit dem Aufkommen von PEGIDA, den Erfolgen und 
der Etablierung der AfD sowie rechten betrieblichen 
Akteuren – eine für die BRD relativ neue Situation – 
sind Gewerkschaften stärker herausgefordert und su-
chen nach einem Umgang mit dieser Situation und 
nach Gegenstrategien. Wie mit den rechten Akteuren 
im Betrieb und mit AfD-Sympathien und entspre-
chenden Einstellungen in der eigenen Mitgliedschaft 
und unter den Aktiven umzugehen ist, bleibt eine an-
haltende Auseinandersetzung, für die es kein Patent-
rezept gibt. Auf Grundlage von veröffentlichten Erfah-
rungsberichten, Diskussionspapieren, Beschlüssen 
und wissenschaftlichen Untersuchungen sowie von 
vier Interviews mit Expert*innen aus der DGB-weiten 
Bildungsarbeit, der Bildungsarbeit der IG Metall, dem 
IG-Metall-Vorstand und der ver.di-Bundesverwaltung 
werden im Folgenden anhand von drei grob zu unter-
scheidenden öffentlichen und organisationsinternen 
Debatten der vergangenen Jahre gewerkschaftliche 
Erfahrungen und betriebspolitische, organisationsin-
terne, gesellschaftspolitische sowie den Bereich der 
Bildungs- und Aufklärungsarbeit betreffende Hand-
lungsstrategien dargestellt. Folgende drei Debatten 
lassen sich identifizieren: 

1) Umgang mit rechten Betriebsratslisten: 
 »Totschweigen geht nicht«.

2) Umgang mit rassistischer Hetze und der AfD: 
 »Wer hetzt, der fliegt«.

3) Umgang mit rechtsaffinen Mitgliedern: 
 »Klare Kante, offene Tür«.
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Der Hauptfokus liegt hier auf der IG Metall und zum 
Teil auf ver.di; die Unterschiede zwischen den Ge-
werkschaften können nicht ausführlich dargestellt 
werden. Zu betonen ist in diesem Zusammenhang, 
dass die IG Metall als mitgliederstärkste Gewerk-
schaft über deutlich mehr Ressourcen sowie Perso-
nal verfügt als etwa die viel kleinere NGG. Insofern 
sind die Aussagen hier nicht ohne Weiteres für die 
gesamte deutsche Gewerkschaftslandschaft verall-
gemeinerbar. Auch die Struktur der organisierten 
Branchen ist sehr verschieden (große, gewerk-
schaftlich hoch organisierte Industriebetriebe vs. 
kleinteilige Dienstleistungs- und Gastrono-
miebranchen), was praktische Folgen für die Inten-
sität der Betreuungsarbeit und somit auch der Ar-
beit gegen Rechtsextremismus und -populismus 
vor Ort hat. 

UMGANG MIT RECHTEN BETRIEBSRATS
LISTEN: »TOTSCHWEIGEN GEHT NICHT«

Im Umgang mit Zentrum und anderen rechten be-
trieblichen Listen hat die IG Metall sich lange zöger-
lich verhalten – aus Sorge, das Problem größer zu 
machen, wenn man sich offensiv und öffentlich mit 
den rechten Listen auseinandersetzt, sowie aus Sor-
ge, dass die Rechten sich als Opfer inszenieren kön-
nen, wenn man »über jedes Stöckchen spring[t]« 
(Schroeder et al. 2020: 38). Andererseits mahnte der 
Leiter der IG Metall im Bezirk Baden-Württemberg, 
Roman Zitzelsberger, an, dass »totschweigen nicht 
geht«, und forderte ein, dass der Umgang mit rech-
ten Listen und Rechtspopulismus in den eigenen 
Reihen erlernt werden müsse (zitiert nach Schroeder 
et al. 2020: 35). Nach Ansicht eines befragten 
DGB-Mitarbeiters habe die Erfahrung gezeigt, dass 
eine offensive und strategische Auseinanderset-
zung nötig sei, da sich Zentrum in der Zeit des zö-
gerlichen Umgangs – abgesehen von den Gegenak-
tivitäten der engagierten IG-Metall-Betriebsräte – 
fast ungestört vorbereiten und entwickeln konnte. 
Eine solche Grundsatzauseinandersetzung hat in 
der IG Metall erst nach den Betriebsratswahlen 2018 
eingesetzt (Kim et al. 2022: 82). Auf Beschluss des 
Gewerkschaftstags im Oktober 2019 wurde beim IG- 
Metall-Vorstand eine ressortübergreifende AG ge-
gen rechts gegründet, die eine gesamtgewerk-
schaftliche Strategie entwickeln und den Erfolg der 
rechten Listen bei den Betriebsratswahlen 2022 
verhindern sollte (IG Metall 2019a: 84). Im Vorfeld 
der Betriebsratswahlen 2022 wurden die rechten 
Listen öffentlich thematisiert und problematisiert 
und die IG-Metall-Listen machten in Abgrenzung 
zu jenen ihre eigenen Positionen sowie ihr eigenes 
Programm stark.

Betriebliche Strategien:  
Aufklärung, Präsenz und Beteiligung

Im Rahmen einer Betriebsfallstudie in einem Betrieb 
der Automobilindustrie in Baden-Württemberg haben 
Kim et al. (2022: 80–82) die Reaktionsstrategie der IG 
Metall auf die Präsenz der ZA-Liste untersucht. Die IG 
Metall reagierte hier erstens mit der Stärkung und In-
tensivierung einer aktiven Vetrauensleutearbeit, um 
im Betrieb präsenter zu sein und den direkten Kontakt 
zu den Beschäftigten zu suchen sowie deren Themen 
und Anliegen aufzunehmen. Wie oben erläutert, kon-
zentriert sich ZA auf die Präsenz im Betrieb und das di-
rekte Gespräch mit den Beschäftigten und kann sich 
so in Abgrenzung zur angeblich weit entfernten, mit 
dem Management gemeinsame Sache machenden IG 
Metall als »Kümmerer« darstellen. Die Ausweitung 
der betrieblichen Präsenz stellt für die IG Metall 
durchaus eine Herausforderung dar, da ihre Ressour-
cen größtenteils in die Gremienarbeit eingehen. 

Zweitens hat die IG Metall als Antwort auf die massi-
ve betriebliche PR-Arbeit des ZA eine eigene Öffent-
lichkeitsarbeit entwickelt, bei der die Darstellung des 
Interessengegensatzes zum Management gegen das 
von ZA verbreitete Bild des einheitlichen Blocks von 
Management und Betriebsrat im Mittelpunkt steht. 
Die betrieblichen Aktiven und die hauptamtlichen 
Betriebsbetreuer*innen wurden vom von DGB, IG 
BAU und IG Metall 2020 zunächst in Baden-Würt-
temberg gegründeten Verein zur Bewahrung der Demo-
kratie unterstützt, der inzwischen auch in anderen 
Bundesländern aktiv ist. Die beiden Hauptamtlichen 
des Vereins in Baden-Württemberg haben folgende 
Zuständigkeiten: 1) die Analyse und das Monitoring 
der Öffentlichkeitsarbeit von ZA als »Frühwarnsys-
tem« für die IGM; 2) Aufklärung über ZA und Schu-
lung der IGM-Akteure in Debatten- und Methoden-
kompetenz; 3) PR-Beratung, Entwicklung betriebs-
spezifischer Antwortstrategien und die Unterstüt-
zung von Betriebsbetreuer*innen und -räten in Ausei-
nandersetzungen mit dem ZA im jeweiligen Betriebs-
kontext, beispielsweise bei der Durchführung von 
Betriebsbefragungen oder der Erstellung von PR-Ma-
terialien – etwa eines Flyers im Brusttaschenformat 
mit der Widerlegung aller typischen ZA-Aussagen aus 
gewerkschaftlicher Perspektive, der vor der Betriebs-
ratswahl in den Werken breit verteilt wurde.

Kim et al. (2022) und auch der befragte DGB-Mitar-
beiter betonen die Wichtigkeit der unbürokratischen, 
schnellen und situations- sowie betriebsspezifischen 
Reaktionsmöglichkeit durch den Verein zur Bewahrung 
der Demokratie auf die Aktivitäten des Zentrums. Weil 
Zentrum ein betriebliches Problem ist, kann die Ge-
genstrategie nicht allein in der Intensivierung von 
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Bildungsarbeit liegen (Kim et al. 2022: 82), sondern 
muss konkrete betriebliche Maßnahmen umfassen. 
Die IG Metall, so der befragte DGB-Mitarbeiter, muss 
zum Beispiel im Rahmen von Warnstreiks zu Beginn 
einer Tarifrunde als proaktive, kämpferische, einbin-
dende Gewerkschaft auftreten und in ihrer alltägli-
chen Arbeit Beteiligung, Anerkennung und Solidari-
tät im Betrieb erfahrbar machen, um der Demagogie 
des Zentrums etwas Wirksames entgegenzusetzen. 

Nach Ansicht des befragten DGB-Mitarbeiters gebe 
es in den Betrieben, in denen ZA aktiv ist, mittler-
weile eine hohe Sensibilität. Man wisse inzwischen, 
dass man es mit extrem rechten Netzwerken zu tun 
habe; im Unterschied zu früher werde ZA »nicht 
mehr vorwiegend aus Naivität oder Unwissen« ge-
wählt, sondern hauptsächlich von Leuten, die auch 
wirklich rechts wählen wollen. Die Aufklärung und 
Sensibilisierung zielt darauf ab, der Selbstverharm-
losungsstrategie der Rechten entgegenzuwirken 
und sie nicht »unter dem Radar« fliegen zu lassen. 
Die Tatsache, dass ZA bei den BR-Wahlen 2022 in 
Stuttgart-Untertürkheim nur noch ein weiteres 
Mandat statt wie in der Vergangenheit bei jeder 
Wahl mindestens zwei hinzugewann, wertet er 
ebenfalls als Erfolg der bisher entwickelten betrieb-
lichen Strategien.

Gewerkschaftsübergreifender 
Erfahrungsaustausch

In Baden-Württemberg gibt es neben den beiden 
Hauptamtlichen beim Verein zur Bewahrung der Demo-
kratie inzwischen zwei Personen, die DGB-weit Moni-
toring, Analyse, Beratung und Strategieentwicklung 
betreiben und somit auch die jüngsten Aktivitäten 
des Zentrums in den Gesundheits- und Sozialbran-
chen genau beobachten. Auf Grundlage der bereits ge-
machten Erfahrungen der IG Metall mit Zentrum Au-
tomobil sollen nun auch bei ver.di Strategien entwi-
ckelt werden; zwischen beiden Gewerkschaften be-
stehen ein enger Kontakt und Erfahrungsaustausch.

Sobald in einem Betrieb oder einer Branche Aktivitä-
ten des Zentrums oder anderer rechter Akteure be-
kannt werden, wird in enger Zusammenarbeit mit 
den zuständigen Gewerkschaften eine beteiligungs-
orientierte Gegenstrategie entwickelt. Ein erster 
Schritt kann z. B. darin bestehen, die Beschäftigten 
gezielt über die Aktivitäten und den Charakter des 
Zentrums aufzuklären. Dabei geht es darum, deren 
Selbstverharmlosungstaktik aufzudecken und zu 
zeigen, dass man es auch beim Zentrum Gesundheit 
und Soziales mit einem Projekt der extremen Rechten 
zu tun hat. Langfristig besteht das Ziel darin, die Prä-

senz der Gewerkschaften zu stärken und diese als 
durchsetzungsstark, konfliktorientiert und kämpfe-
risch erlebbar zu machen – und im Gegensatz dazu zu 
zeigen, dass Zentrum nichts für die Kolleg*innen er-
reichen kann. In eine ähnliche Richtung gehen die 
Erfahrungen im Rahmen der 24-Stunden-Streiks in 
der erfolgreichen Auseinandersetzung der IG Metall 
um die 35-Stunden-Woche in Ostdeutschland. Die 
relative Schwäche der rechten Liste freier Betriebsräte 
und der Erfolg der IG Metall bei den Betriebsrats-
wahlen 2022 bei VW Zwickau wird auch hier erstens 
auf die offensive Auseinandersetzung mit und Ab-
grenzung von den rechten Listen und zweitens auf 
das Erlebnis der Durchsetzungsstärke und der star-
ken Beteiligungserfahrung z. B. bei den 24-Stun-
den-Streiks zurückgeführt (Rothe 2022; Bose/
Schmidt 2023, i. E.). 

Mit dem Vormarsch des Zentrums in die Gesundheits- 
und Sozialbranche besteht seit dem Sommer 2022 
auch ein gewerkschaftsübergreifender Erfahrungs-
austausch zwischen dem Verein zur Bewahrung der De-
mokratie, der IG Metall, dem DGB-Bildungswerk und 
ver.di. Das Ziel ist es, Wissen zu bündeln und sich bei 
der Erarbeitung von Gegenstrategien, insbesondere 
gegen das neue Zentrum Gesundheit und Soziales, ge-
genseitig zu unterstützen.

UMGANG MIT RASSISTISCHER HETZE UND 
MIT DER AFD: »WER HETZT, FLIEGT«

In einem Interview mit dem Deutschlandfunk im Ok-
tober 2015 sprach sich der IG-Metall-Vorsitzende Jörg 
Hofmann (2015) für »Null Toleranz gegen Rassis-
mus« aus und fasste dies in der Formel »Wer hetzt, 
fliegt« zusammen. Darauf reagierten nicht wenige 
Mitglieder mit Austritten aus der IG Metall (Dörre et 
al. 2017: 261). Mit der Devise »Wer hetzt, fliegt« ist die 
in den letzten Jahren kontrovers geführte Debatte 
verbunden, ob man Personen, die nicht zu den ge-
werkschaftlichen Werten stehen oder die Mitglieder 
oder Aktive der AfD sind, aus den Gewerkschaften 
ausschließen solle.1 Unter den DGB-Gewerkschaften 
hat nur die EVG einen Unvereinbarkeitsbeschluss mit 
AfD-Mitgliedern verabschiedet (Schroeder et al. 
2020: 30). Die IG Metall geht einen anderen Weg: 
Zwar schließt sie die Zusammenarbeit mit der AfD 
kategorisch aus (IG Metall 2019a: 77) und legte fest, 
dass AfD-Mandatsträger*innen oder -Aktive sowie 
Personen, die nicht zu den Werten der IG Metall ste-
hen und beispielsweise rassistische Hetze verbreiten, 

1 Vgl. beispielhaft die Diskussion entsprechender Anträge auf 
dem Gewerkschaftstag der IG Metall 2019 (IG Metall 2019b).
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nicht gleichzeitig IG-Metall-Funktionär*innen oder 
Betriebsräte sein können (IG Metall 2019a: 77), eine 
gleichzeitige AfD- und IG-Metall-Mitgliedschaft sind 
jedoch nicht unvereinbar (IG Metall 2019a: 94), was 
vor allem mit der mangelnden Rechtssicherheit be-
gründet wurde (IG Metall 2019b). Die schwierige 
rechtliche Durchsetzbarkeit ist jedoch nicht der ein-
zige Grund, der für viele IG-Metall-Aktive gegen ei-
nen Unvereinbarkeitsbeschluss spricht: Neben dem 
klaren Bekenntnis zu den gesellschaftspolitischen 
demokratischen Werten und der Notwendigkeit, sich 
deutlich Diskriminierungen, Hetze und Rechtsextre-
mismus entgegenzustellen, besteht hier ein großer 
Wunsch nach Dialogbereitschaft, was die dritte ex-
emplarische Debatte »klare Kante, offene Türen« 
verdeutlicht.

UMGANG MIT RECHTSAFFINEN MITGLIEDERN:  
»KLARE KANTE, OFFENE TÜREN«

Die prominente, von vielen vertretene Position »Klare 
Kante, offene Türen« formulierte das IG-Metall-Vor-
standsmitglied Hans-Jürgen Urban 2018 in einer Rede 
auf einer Kundgebung des Bündnisses #unteilbar: Im 
Einklang mit der zitierten Aussage Hofmanns forder-
te er von seiner IG Metall einerseits »klare Kante« ge-
gen alle rassistischen Botschaften sowie »die Ideolo-
gen, Organisatoren und Gallionsfiguren der rechten 
Bewegungen« sowie andererseits eine »offene Tür« 
für all »diejenigen, die an den Rand der Gesellschaft 
gedrängt wurden, die täglich vom sozialen Abstieg 
bedroht sind und die ihre Lebensbiografie entwertet 
und verraten sehen« – und das unter der Bedingung, 
gleichzeitig »gegen reaktionäre und für solidarische 
Lösungen sozialer Probleme zu kämpfen« (IG Metall 
2018). 

»Offene Türen« (1):  
Betriebs- und Gesellschaftspolitik

Gerade weil die Gewerkschaften Menschen in ihrem 
Alltag und ihrem unmittelbaren Lebensumfeld im 
Gegensatz zu vielen anderen politischen Organisati-
onen noch erreichen, besitzen sie, so die Verfech-
ter*innen dieser Position, einen demokratiepoliti-
schen Auftrag in der Auseinandersetzung mit dem 
Rechtspopulismus (Dörre 2020: 199). Aufgrund ihres 
betrieblichen Zugangs und der Möglichkeit, sich in 
konkreten betrieblichen Auseinandersetzungen so-
wie in der Tarifpolitik durchsetzungsfähig zu zeigen 
und Verbesserungen zu erkämpfen, genießen Ge-
werkschaften nach Ansicht einer befragten ver.di- 
Mitarbeiterin noch relativ viel Vertrauen, welches sie 
auch im Kampf gegen Rechtsextremismus und 

Rechtspopulismus nutzen können. Der »Vertrauens-
kredit« (Brinkmann et al. 2020: 140) und die relativ 
hohe Zufriedenheit mit den Gewerkschaften, so auch 
die Ergebnisse einer quantitativen und qualitativen 
Untersuchung im IG-Metall-Bezirk Mitte, beruhen 
vor allem auf erfolgreichen Auseinandersetzungen 
im Betrieb (Brinkmann et al. 2020: 139): »Gewerk-
schaften können offenbar etwas bieten, das gesamt-
gesellschaftlich zu erodieren scheint: eine Form der 
Durchsetzungsfähigkeit und damit der Kontrolle 
über die eigene Lebensrealität, zumindest im Bereich 
der Arbeitswelt, sowie das Gefühl, einer Entwick-
lung nicht ohnmächtig ausgeliefert zu sein« (Brink-
mann et al. 2020: 147). In der betrieblichen Arbeit 
und in der gemeinsamen Organisierungserfahrung 
bieten sie Möglichkeiten der positiven Identitätsbil-
dung, der Erfahrung von Zusammenhalt und Begeg-
nung, z. B. von Beschäftigten mit und ohne Migrati-
onshintergrund. Daraus erwächst den Gewerkschaf-
ten eine Schlüsselrolle in der Auseinandersetzung 
mit gesellschaftlichen Krisenprozessen, für deren 
Bewältigung sie rassistischen, exkludierenden, men-
schenfeindlichen Deutungs- und Politikangeboten 
solidarische, demokratische und auf soziale Gleich-
heit ausgerichtete Deutungen der gesellschaftlichen 
Entwicklungen entgegenstellen und politische For-
derungen anbieten können. Menschen, die sich poli-
tisch ohnmächtig und nicht repräsentiert sehen, Sor-
ge um ihren sozialen Status haben und in diesem 
Sinne anfällig für rechte Politikangebote sind, kön-
nen im Betrieb und in der Gewerkschaft die Erfah-
rung machen, dass sie selbst etwas gestalten können 
(Brinkmann et al. 2020: 153). Die »Politik der offenen 
Türen« steht in diesem Sinne auch für eine verstärk-
te gesellschaftspolitische Arbeit der Gewerkschaften 
(Detje/Sauer 2018: 207), eine kämpferische, konflikt-
orientierte Ausrichtung und die Entwicklung von 
Gegenmaßnahmen gegen die Entsicherung, Frag-
mentierung, Prekarisierung der Arbeitswelt und so-
mit das Vermitteln von politischer Gestaltbarkeit 
durch industriepolitische Initiativen, Tarifpolitik 
und den Einsatz für z. B. ein höheres Bürgergeld, so-
zialen Wohnungsbau, eine sozial gerechte Klimapoli-
tik usw. (IGM 2019a: 78). 

Ein sehr aktueller Versuch, eine solidarische, soziale 
Alternative zu sein, sind die breiten Bündnisse unter 
dem Motto »Echt gerecht – solidarisch durch die Kri-
se!« oder »Solidarischer Herbst. Soziale Sicherheit 
schaffen – Energiewende beschleunigen« von Ge-
werkschaften, Wohlfahrtsverbänden sowie politi-
schen Organisationen wie BUND, Greenpeace, AT-
TAC und Campact für eine sozial gerechte und nach-
haltige Bewältigung der derzeitigen Energiekrise. Zu 
den konkreten Forderungen gehören neben schnel-
len Entlastungen durch eine Energiepauschale auch 
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Wirtschaftshilfen für Unternehmen und die öffentli-
che Daseinsvorsorge (Stadtwerke, Altenpflegeein-
richtungen, Kindergärten etc.), die an Kriterien wie 
Beschäftigungssicherung und Vereinbarungen zur 
Tarifbindung geknüpft werden sollen, ein Kündi-
gungsmoratorium für Mieter*innen, eine Abschöp-
fung der Übergewinne von Konzernen, eine Vermö-
genssteuer für Superreiche und eine stärkere Besteu-
erung von hohen Erbschaften (DGB 2022). Basis für 
die Zusammenarbeit ist »ein klares, uneinge-
schränktes Bekenntnis zu Demokratie, zu Diversität 
und Vielfalt und zur Solidarität mit den Menschen in 
der Ukraine« (DGB 2022: 2), womit extrem rechte 
Akteure, die das Thema derzeit ebenfalls besetzen, 
von den Bündnissen ausgeschlossen werden. 

»Offene Türen« (2):  
Bildungs- und Aufklärungsarbeit

Eine wichtige Handlungsstrategie gegen Rechtspopu-
lismus ist seit Langem die Bildungs- und Aufklärungs-
arbeit, welche die Gewerkschaften seit den rechtspo-
pulistischen Erfolgen noch weiter ausgebaut haben. 
Mit einer Vielzahl von Bildungsveranstaltungen und 
Seminarangeboten setzen die Gewerkschaften auf ver-
schiedenen Ebenen an:

Für Hauptamtliche der IG Metall gibt es Seminarange-
bote zum Austausch über Erfahrungen im Umgang 
mit rechten Mitgliedern und Listen. Für betrieblich 
Aktive und Gremien ist jedenfalls in Baden-Württem-
berg die Aufklärung über Zentrum ein fester Bestand-
teil ihrer Seminare. Befragte Bildungsreferent*innen 
berichten zudem von Ad-hoc-Qualifizierungen und 
-Beratungen für Gremien, die beispielsweise nach ei-
nem rassistischen Vorfall geschwächt und verunsi-
chert sind. So erreichte sie beispielsweise ein »Hilfe-
ruf« aus einem großen Betrieb, in dem eine Betriebs-
versammlung nach einer asylfeindlichen Äußerung 
und starker Kritik vieler Teilnehmender an der Reakti-
on der Versammlungsleitung als angebliche »Be-
schränkung der Meinungsfreiheit« abgebrochen wer-
den musste. Im Rahmen kollegialer Beratungen ver-
folgte die eigens für den Betrieb entwickelte 
Ad-hoc-Qualifizierung das Ziel, den Vorfall und den 
eigenen Umgang damit zu reflektieren und gemein-
sam nach Wegen zu suchen, in Zukunft als Gremium 
wieder handlungsfähig zu sein.

Argumentationstrainings sollen betrieblich Aktive zu-
dem ermutigen, in Diskussionen im Betrieb das Wort 
gegen Menschenfeindlichkeit und Hetze zu ergreifen. 
Grundlage eines dieser Argumentationstrainings ist 
dabei zum Beispiel das Buch Demagogen entzaubern von 
Willi Mernyi und Michael Niedermair (2010).

Neben der Schulung in der Argumentation gegen 
menschenfeindliche Positionen und Strategien der 
Rechten wird aber auch Wert darauf gelegt, die Positi-
onen der IG Metall bekannt zu machen und somit die 
Bindung der Aktiven zur Organisation zu stärken. Die 
Positionen der IG Metall und das, was eine Gewerk-
schaft als solidarischen Zusammenschluss eigentlich 
ausmacht, sind nach Aussage einer befragten langjäh-
rigen Bildungsreferentin selbst vielen Funktionär*in-
nen nämlich gar nicht mehr bekannt. Ein Resultat 
dieser Feststellung ist die Erarbeitung des neuen Se-
minarangebots »Wofür wir streiten wollen«, das die 
Werte und Programmatik der IG Metall in den Mittel-
punkt stellt. Wichtige Aufgabe der gewerkschaftli-
chen Bildungsarbeit ist es, Deutungen der gesell-
schaftlichen Entwicklungen und der Ökonomie zu 
vermitteln, die so gegen Verschwörungsdenken und 
Ethnisierung sozialer Fragen wirken können.

Neben gesellschaftspolitischen Seminaren bieten auch 
sogenannte »Fachseminare« für Betriebsräte gute 
Möglichkeiten, um anhand von Fallbeispielen aus der 
betrieblichen Praxis gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit und Maßnahmen dagegen zu thematisie-
ren, z. B. das Thema Sozialdarwinismus, wenn es um 
Menschen mit Behinderung oder Leistungsgeminder-
te im Betrieb geht, oder das Thema Rassismus, wenn es 
um die ungleiche Behandlung von migrantischen Be-
werber*innen beim Vorstellungsgespräch geht.

INNERORGANISATORISCHE MASSNAHMEN

Neben der bereits erwähnten Einrichtung einer mit 
Vertreter*innen aller Ressorts des IGM-Vorstands be-
setzten Arbeitsgruppe gegen rechts gehört zu den 
Strategien gegen Rechtsextremismus und Rechtspo-
pulismus auch die innerorganisatorische Weiterent-
wicklung und Weiterbildung, insbesondere im Be-
reich Migration und Diversität. So wurde in der IGM 
kürzlich eine Antidiskriminierungsstelle geschaffen.

ZUSAMMENFASSUNG  
UND  REFLEXION

Mit Schroeder et al. (2020: 40–42) können die Reaktio-
nen der Gewerkschaften als eine Suchbewegung zwi-
schen Auseinandersetzung, Abgrenzung und Ausgrenzung 
beschrieben werden. Im Rahmen von innerorganisato-
rischen Arbeitsgruppen, Informationsveranstaltungen, 
Seminaren und Handreichungen setzen sich die Ge-
werkschaften mit dem Rechtspopulismus und den ei-
genen Handlungsmöglichkeiten auseinander. Wenn in 
Seminaren, Aufrufen, betrieblicher und gesellschafts-
politischer Arbeit die eigene Arbeit und die eigenen 
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Werte in den Mittelpunkt gestellt werden, grenzt man 
sich bei Bedarf klar von den Rechten ab und kritisiert 
sie, arbeitet sich aber nicht ständig an ihnen ab. Aus-
grenzung wird nur als Ultima Ratio praktiziert.

Die Gewerkschaften verfolgen eine Kombination aus 
betrieblichen Strategien, Bildungsarbeit, Tarifpolitik 
und Gesellschaftspolitik. Sie konzentrieren sich nicht 
allein auf Aufklärung über den Charakter und die 
Strategien rechter Akteure, sondern auch auf die Er-
mutigung und Befähigung ihrer Aktiven, sich gegen 
rechte Akteure einzusetzen, die Förderung eigener 
gewerkschaftlicher Werte und Grundüberzeugungen, 
den Ausbau betrieblicher Gegenpräsenz, die Förde-
rung breiter Beteiligung und Einbindung der Mitglie-
der sowie eine stärker gesellschaftspolitische Aus-
richtung beispielsweise in der Energiekrise. Durch 
konkrete sozialpolitische Forderungen und die Mit-
wirkung an politischen Entscheidungen im Rahmen 
der sogenannten Sozialpartnerschaft versuchen sie, 
an den Ursachen der Anfälligkeit für rechte Orientie-
rungen und AfD-Zuneigung anzusetzen und für sozi-
ale Absicherung zu sorgen. Glaubwürdigkeit ver-
schaffen ihnen die Erfolge ihrer tarifpolitischen und 
betrieblichen Arbeit. Werden sie als durchsetzungsfä-
higer, kämpferischer politischer Akteur wahrgenom-
men, der in einer krisenhaften gesellschaftlichen La-
ge politische Handlungsfähigkeit, Selbstwirksamkeit 
und solidarische Kollektividentitäten ermöglicht, bie-
tet dies auch Ansatzpunkte für die Arbeit gegen 
Rechtspopulismus. Nicht zuletzt belegen auch neuere 
repräsentative Untersuchungen, dass betriebliche Er-
fahrungen von Mitbestimmung, Solidarität und Be-
teiligung demokratische Einstellungen befördern 
(Kiess/Schmidt 2020; Hövermann et al. 2021).

Die bisherigen Erfahrungen und Strategien sind mit 
einer Reihe von Spannungsfeldern und Schwierigkei-
ten verbunden, die abschließend kurz reflektiert wer-
den sollen.

Hoch institutionalisierte Gewerkschafts - 
struktur vs. reaktionsschnelle,  
betriebsspezifische Antwortstrategie

Das Abwarten und Zögern höherer Ebenen der IG Me-
tall, sich über die »Klare Kante« hinaus eindeutig zum 
Umgang mit rechten Betriebsratslisten zu äußern, und 
die Unsicherheit der Betriebsbetreuer*innen und be-
trieblichen Funktionär*innen, wie sie angesichts die-
ser Zurückhaltung ihrer Gesamtorganisation handeln 
sollen, weist auf die Schwierigkeiten einer eta blierten 
und hoch institutionalisierten Gewerkschaftsstruktur 
wie der IG Metall hin. In einer so großen Organisation 
ist es ein langwieriger Prozess, eine organisationsein-

heitenübergreifende Gesamtstrategie gegen rechts zu 
entwickeln. Diese steht einer reaktionsschnellen be-
triebsspezifischen Antwortstrategie entgegen, die im 
Fall der Betriebe mit ZA-Präsenz nötig war. Insofern 
sollte der Verein zur Bewahrung der Demokratie von An-
fang an »abgekoppelt von dem Gremienrhythmus und 
den Apparatelogiken« innerhalb der Gewerkschaft 
agieren, um sich effektiv einbringen zu können (Kim 
et al. 2022: 82–83). 

Sozialpartnerschaftliche Nähe vs. Darstellung 
klarer Interessengegensätze und einer  
gesellschaftspolitischen Opposition

Die sozialpartnerschaftliche Einbindung der Be-
triebsräte in unternehmensbezogene Entscheidun-
gen wie auch die Mitwirkung des DGB an korporatis-
tischen politischen Arrangements ist in seiner Wir-
kung ambivalent. Einerseits ermöglicht sie Mitbe-
stimmung und (politischen) Einfluss, andererseits 
kann sie die Wahrnehmung befördern, dass Betriebs-
räte bzw. Gewerkschaften mit dem Management bzw. 
der Regierung »unter einer Decke stecken« und nicht 
für die Belegschaften oder die Arbeitnehmer*innen 
da seien, was rechten Akteuren die Anti-Establish-
ment-Rhetorik leicht macht. Betriebsräte und Ge-
werkschaften müssen hier den Spagat leisten, einer-
seits ihre Einflussmöglichkeiten auf betrieblicher und 
politischer Ebene zu nutzen, aber andererseits auch 
als kämpferische, konfliktorientierte Opposition zu 
Management und Kapitalinteressen erkennbar zu 
sein – denn nur so können sie eine Konkurrenz zu 
rechter »Systemkritik« sein. 

Ressourcen- und Personalknappheit

Die Gewerkschaften sind in unterschiedlichem Maße 
mit Ressourcen- und Personalknappheit konfrontiert. 
In Branchen wie dem Einzelhandel, mobilen Alten-
pflegeeinrichtungen oder auch den vielen kleinen 
gastronomischen Einrichtungen und Betrieben der 
Nahrungsmittelindustrie, in denen meist nur wenige 
Beschäftigte Gewerkschaftsmitglieder sind, ist es 
nicht möglich, flächendeckend gute Betriebsbetreu-
ung und Gewerkschaftsarbeit zu leisten (Interview 4). 
Das macht es auch schwierig, Rechtspopulismus in 
den Betrieben frühzeitig zu bemerken und entspre-
chend Gegenmaßnahmen zu ergreifen. DGB-weites 
Monitoring, das die Beobachtung der Aktivitäten 
rechter Akteure übernimmt und proaktiv auf die Ge-
werkschaften zugeht, kann hier Abhilfe schaffen. 

Angesichts einer Vielzahl von Herausforderungen 
(z. B. Notwendigkeit der Mitgliedergewinnung, Be-
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wältigung der Transformation) gibt es zudem eine ge-
wisse Ressourcenkonkurrenz der Handlungsbereiche. 
Die Arbeit gegen rechts und auch die Gesellschaftspo-
litik müssen – trotz des unter gewerkschaftlichen 
Hauptamtlichen allgegenwärtigen Bewusstseins, wie 
wichtig diese Arbeit ist – um Ressourcen kämpfen. Im 
Bildungsbereich zeigt sich das beispielsweise darin, 
dass im Bildungsprogramm nur vergleichsweise we-
nige Seminartage für gesellschaftspolitische Semina-
re vorgesehen sind.

»Klare Kante« vs. Mitgliederorientierung

Die dargestellte interne Auseinandersetzung, wie of-
fensiv man dem Rechtspopulismus im Betrieb und 
unter den eigenen Mitgliedern entgegentreten soll, 
verweist auf ein Dilemma: Als Mitgliederorganisatio-
nen sind die Gewerkschaften nur mit vielen Mitglie-
dern durchsetzungsfähig. Sie laufen Gefahr, an Stärke 
zu verlieren, wenn Mitglieder wegen ihrer klaren Po-
sitionierung gegen die AfD, Querdenken, Rassismus 
usw. austreten. In Regionen, in denen sie ohnehin nur 
wenige Mitglieder haben und rechte Orientierungen 
hegemonial sind, kann das durchaus gefährdend sein 
(Bose 2018: 234–235; Dörre et al. 2018; Bose/Schmidt 
2023, i. E.). Lokal unterschiedliche Bedingungen er-
fordern jeweils spezifische Reaktionen. Zu manchen 
Betrieben in einigen ostdeutschen Regionen hätten 
die Gewerkschaften keinen Zugang, würden sie die 
Zusammenarbeit mit rechts orientierten Beschäftig-
ten und Betriebsräten von vorherein ausschließen 
(Bose 2018: 234–235). Die gewerkschaftlichen Werte 
der Solidarität, Selbstbestimmung, Demokratie und 
Gleichheit dürfen dennoch nicht verhandelbar sein.
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